
Bundessozialgericht

55:3„3_59‚32219é
I m N a m e n d e s V o l k e e

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

on nnnnnnnnnn ... ................. . ...... 0000.00 ...:,

>
Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ...„ ....... . .................

Verkündet am_
1. August 1969

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 1. August 1969 hin durch

Senatspräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender —,
Bundesrichter Dr° E c k e r,

Bundesrichter M ü l l e r,

Bundessozialrichterin 8 k o w r o n e k und

rBundessozialrichter L ä e

für Recht erkannt:

Das Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landessozial—

gerichts vom 31. Oktober 1968 wird aufgehoben. Die
Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Lübeck

vom 16. April 1968 wird Zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Der Kläger — Bezieher eines Altercru■eg ldeg _ möchte die
Zeit seiner unverschuldeten Arbeitslos1gkeit von Mai 1949

bis September 1955 als Ersat22eit angerechnet wissen,

Vor seinem Kriegsdienst war er in der Arbeiterrentenver—

sicherung versichert„ Im September 1947 wurde er aus der

Kriegsgefangenschaft entlassen° Danach war er zunächst in—

folge Krankheit arbeitsunfähig und invalide. Von April

1948 bis April 1949 wurde ihm Invalidenrente gewährt,

Bei der Berechnung seiner jetzigen Rente bewertete die

Beklagte die Zeiten der Kriegsgefangenschaft und anschlies—

senden Krankheit bis Ende März 1948 als Frsatzzeiten (@ 1251

Abs° 1 Nr. 1 der Reichsversicherungsordnung — EVO —) sowie

die Monate des Bezugs der Invalidenrente als Ausfa112eit

(@ 1259 Abs. 1 Nr° 6 RVO)‚ Die darauffolgenden Jahre der

Arbeitslßsigkeit ließ sie jedoch bei der Festsetzung der

Rentenhöhe außer Ansatz, Weil der Kläger nicht unmittel)ec

vorher versicherungspflichtig beschäftigt gewesen sei und

infolgedessen in seinem Arbeitsleben keine "Unterbrechung"

erfahren habe, so wie es die Regelung über Ausfallzeiten

in 5 1259 Abs° 1 Nr° 3 EVO voraussetze° Ersatzzeiten
könnten dem Kläger für diese Jahre nicht gutgebracht werden,

weil er nicht im Anschluß an seine Kriegsgefangenschaft‚

sondern erst nach einer Rentenbezugszeit arbeitslos ge—

worden sei (5 1251 Abs° 1 Nr° 1 EVO).

\®ie Klage ist im ersten Rechtszuge ohne Erfolg geblieben;

das Landessozialgericht (LSG) hat ihr stattgegeben° Es

hat angenommen, daß zwischen Kriegsgefangenschaft, Krank—

heit und Arbeitslosigkeit des Klägers ein kontinuier—

licher Zeitzusammenhang bestand°
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Die Bcklagte hat die — vom LSG zugelassene — Revision ein—

gelegt. Sie beantragt, das Berufungsurteil aufzuheben und

die Berufung zurückzuweisen. Sie meint, daß von einer

Ersatzzeit wegen Arbeitslosigkeit nicht die Rede sein könne,

wenn sich — wie hier — zwischen Kriegsgefangenschaft und

Arbeitslosigkeit ein Zeitabschnitt geschoben habe, in dem

es für den Betreffenden wegen Bezugs der Invalidenrente recht—

lich unmöglich gewesen sei, Beiträge zu entrichten (vgl.

BSG 25, 284).

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Die B vision der Beklagten ist begründet. Bei der Ermittlung

der Rentenhöhe war die Zeit von Mai 1949 bis September 1955,

in welcher der Kläger arbeitslos war, weder als AusfallZeit

noch als Ersatzzeit zu verWerten.

Eine Ausfallzeit ist nicht gegeben, weil die Arbeitslosigkeit

des Klägers nicht als "Unterbrechung" (@ 1259 Abs. 1 Nr. }
EVO) seines Arbeitslebens und Versicherungsverlaufs gewürdigt

werden kann, sondern in Verbindung mit seiner vorangegangenen

Kriegsgefangenschaft und Krankheit gebracht werden muß.

Der vorliegende Sachverhalt könnte eher der Vorschrift des

5 1251 Abs. 1 Nr. 1 RVO untergeordnet und damit rechtlich
als sogenannte Anschlußersatzzeit angesehen werden. Jed00h

sind auch hierfür die gesetzlichen V0°aussetzungen nicht

gegeben. Es fehlt an dem zeitlichen Zusammenhang zwischen

der Kriegsgefangenschaft des Klägers und dem durch Arbeits—

losigkeit hervorgerufenen Beitrag5Verlust. Zwar wäre es

unschädlich, daß zwischen der Kriegsgefangenschaft und der

Arbeitslosigkeit die Zeit der Krankheit lag. Für die Anwen—'

dung des 5 1251 Abs. 1 Nr. 1 EVO genügt es, daß die Anschluß—

ersatzzeiten der Krankheit und der Arbeitslosigkeit sich

lückenlos aneinaüderreihten (BSG 26, 27“). Im gegenwärtigen
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Streitfalkakommt jedoch hinzu, daß der Kläger während

seines Krankseins von April 1948 bis April 1949 In—
validenrente erhielt° Für die Dauer seiner Invalidität

_und des Rentenbezugs hätte er weder als PflichtVersicherter

noch freiwillig der Rentenversicherung angehören können°

Für ihn als Rentner wäre selbst bei einer Beschäftigung

der Arbeitnehmeranteil zu den Beiträgen nicht zu ent—

richten gewesen (Sozialversicherungsdirektive Nr. 20).

Freiwillige Beiträge hätten gemäß 5 1443 EVO in der bis
1956 geltenden Fassung nicht entrichtet werden dürfen°

Mithin entfiel die rechtliche Möglichkeit versicherungs-

wirksamer Beiträge überhaupt. Damit ist aber auch der

etwaigen Annahme einer Ersatzzeit die Grundlage entzogen°

Denn dieser Tatbestand ist nur erfüllt, wenn wegen der

besonderen, im Gesetz näher umschriebenen Frsatztatsachen

die Entrichtung von Beiträgen unterblieben ist° Daß das

Gesetz in diesem Sinne verstanden werden muß, hat das

Bundessozialgericht (BSG) aus der Bezeichnung "Frsat22eit"

und aus dem gesetzgeberischen Motiv hergeleitet, das der

Regelung des @ 1251 EVO zugrunde liegt (BSG SozR Nrn 8, 21

zu 5 1251 EVO; BSG 25, 284). Mit dieser Interpretation hat

sich das Berufungsgericht nicht auseinandergesetzt° An ihr

ist festzuhalten, weil sie sich in der Rechtspraxis be—'

hauptet hat und weil dagegen durchgreifende Bedenken bis-

lang nicht vorgebracht worden sind° Daß das Klagebegehren

anders zu beurteilen wäre, wenn der Kläger seinerzeit

keinen Rentenantrag gestellt und keine Invalidenrente er—

halten hätte, liegt in der damaligen Rechtslage begründet,

die dem Versicherungsfall zum Teil die spezifische Be—

deutung genommen hatte und welche die Versicherungsfähigkelt

nicht schon mit diesem Ereignis, sondern erst mit dem Ren—

tenbezug enden ließ. Diese Besonderheit ist indessen nicht

geeignet, die Auslegung der gegenwärtig geltenden Vor—

schrift über Ersatzzeiten maßgeblich zu beeinflussen.
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Ist sonach davon auszugehen, daß der Kläger von April 1948

bis April 1949 aus Rechtsgründen keine Beitragsausfälle

hätte erleiden können, dann hat die Beklagte diesen Ab—

schnitt Zutreffend auch nicht als Ersat22eit bewertet.

Damit ist zugleich die Möglichkeit entfallen, die spätere

Arbeitslosigkeit und die geraume Zeit davor beendete

Kriegsgefangenschaft als Glieder einer zeitlich geschlossenen

Kette zu sehen. Das Merkmal der "anschließenden" Arbeits-
losigkeit im Sinne des 5 1251 Abs. 1 Nr. 1 RVO ist nicht

erfüllt (ebenso BSG 25, 284, 288). Vielmehr ist der Kläger
ebenso gestellt wie jeder andere Versicherte, der nach einer

Zeit des Rentenbezugs nicht sogleich Arbeit gefunden hatte°

Mit dem Versicherungsfall und dem darauf beruhenden Wechsel

vom VersicherungSVerhältnis
zum Leistungsverhältnis tritt

eine Zäsur ein, die es grundsätzlich nicht gestattet, zwischen

einem späteren und einem davor einmal abgelaufenen Ersatz—

oder Ausfallzeitgeschehen ohne weiteres eine Verbindung her—

zustellen. Dieser Gedanke hat auch im Gesetz seinen posi—

_
tiven Niederschlag gefunden,© 1259 Abs. 1 Satz 2 EVO sieht

die Zusammenrechnung mehrerer unmittelbar aufeinander folgender

Ausfallzeiten, zB solcher wegen A”beitsunfähigkeit und Ar—

beitslosigkeit vor. Zeiten des Rentenbezugs sind in den Nrn 5

und 6 des 5'1259 Abs. 1 RVG als Ausfallzeiten berücksichtigt.
Solche Ausfallzeiten lassen sich aber nicht mit anderen ver—

knüpfen; sie werden von dem Gedanken einer Verklammerung

solcher Zeiten zu einer Einheit, wie er in Satz 2 des

$ 1259 Abs. 1 EVO ausgesprochen ist, nicht erfaßt.

Sonach erweist sich der angefochtene Bescheid der Beklagten

als richtig. Das entgegenstehende Urteil des Berufungsgerichts

ist daher aufzuheben und die erstinstanzliche Entscheidung

wiederherzustellen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-6—

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichts—

gesetzes.
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